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Vorwort 

Die sog. Personalisierung des Unrechtsbegriffs wird mit Recht als eine der her-
ausragenden wissenschaftlichen Leistungen der neueren Strafrechtsdogmatik an-
erkannt. Der Bezugspunkt dieser Konkretisierung strafrechtlicher Grundbegriffe 
wird dabei meist ausschließlich in der finalen Handlung des Täters gesehen. Von 
der Notwendigkeit, die Norm- und Unrechtsstrukturen an die Handlungen des 
Richters und des Gesetzgebers (und umgekehrt) anzupassen, ist in den herrschen-
den Unrechts- und Normtheorien - wenn überhaupt - nur am Rande die Rede. 
Diese Beschränkung der Personalisierungsbestrebungen auf die Person des Täters 
bedeutet aus der Sicht eines "funktionierenden" Rechtssystems eine wegen ihrer 
Folgen nicht leicht zu nehmende Blickverengung. Sie erschwert (oder versperrt) 
den Zugang zu zentralen Strukturen der strafrechtlichen Rechtsverwirklichung 
und kann für die von Erklärungsdefiziten betroffenen Bürger leicht zu Rechts-
nachteilen führen. 

Die Aufgabe, Rechtsgüter zu erhalten, ist im Strafrecht nicht nur dem Täter, 
sondern stets mehreren Personen anvertraut. Die Einbindung der Straftat in die 
Funktions- und Wirkungszusammenhänge einer sozialen Handlungsorgani-
sation eröffnet dem Normsystem vielfältige Möglichkeiten der Handlungsanpas-
sung, der Verstärkung und der Optimierung der Zielverwirklichung. Darüber 
hinaus bringt sie - verglichen mit einem rein täterbezogenen Regelungssystem -
zahlreiche zusätzliche Anlässe für Störungen der Normziele und Begrenzungen 
der Gefahrenabwehr mit sich. Beide Normaspekte - Verstärkung und Begren-
zung bzw. Störung - zwingen den Strafrechtsnormen (im Gesetzeswortlaut nicht 
unmittelbar erkennbare) Formen des Verhaltens auf, die entsprechend den Struk-
tur- und Verhaltensgesetzen der Steuerung und der sozialen Handlungsorgani-
sation aufgebaut sind. Auch diese Verhaltensstrukturen des Normsystems schla-
gen sich ähnlich wie die des Täters im Inhalt der Strafgesetze nieder. Sie bedürfen 
ebenso wie diese der Re-Konstruktion und bestimmen in zentraler Weise Form 
und Inhalt der strafrechtlichen Grundbegriffe sowie der Gesetzesauslegung mit. 

Die vorliegende Arbeit unternimmt den Versuch, - unter Beschränkung auf be-
stimmte Teilbereiche - einen Ansatz zur strukturellen Erfassung des Strafrechts 
als Steuerungssystem und soziale Handlungsorganisation zu entwickeln. Zur 
Erforschung und zur Re-Konstruktion der normativen Verhaltensstrukturen 
werden abstrakte Erklärungsmodelle der kybernetischen Systemtheorie und der 
Organisationstheorie eingesetzt, die als allgemeine Struktur- und Verhaltenswis-
senschaften für das Strafrecht von grundlegender Bedeutung sind. Die Ergebnisse 
dieser Untersuchung sind in Neukonzeptionen der Auslegungsregeln und des 
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Unrechtsbegriffs festgehalten. Hiervon ausgehend wird zu zahlreichen konkreten' 
Einzelfragen und Grundproblemen des Unrechtstatbestandes Stellung genom-
men, wobei z.T. neue Lösungsansätze erarbeitet werden. Letzteres trifft insbe-
sondere für die Darlegungen zu den Kategorien der Kausalität und der objektiven 
Zurechenbarkeit, für die Deliktstypen des abstrakten Gefährdungsdelikts und das 
vorsätzliche Begehungsdelikt sowie für das Auslegungsproblem der Abgrenzung 
zwischen Vorbereitung und Versuch zu. 

Ein Sachregister soll den Zugang zu den Einzeluntersuchungen erleichtern. 

Die Arbeit ist aus meiner Habilitationsschrift hervorgegangen, die der Rechts-
wissenschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln vorgelegen hat. Das Manu-
skript wurde im wesentlichen im Dezember 1984 abgeschlossen. 

Mein Dank gilt vor allem meinem akademischen Lehrer, Herrn Prof. Dr. 
Günter Kohlmann, der mir wesentliche Anregungen auf dem Gebiete des Steuer-
und Wirtschaftsstrafrechts vermittelt hat. Herrn Prof. Dr. Ulrich Klug danke ich 
für manchen wertvollen Rat. Dank schulde ich auch Herrn Prof. Dr. Richard 
Lange, der mich während meiner Promotionszeit nachhaltig von der Notwendig-
keit eines fachübergreifenden interdisziplinären Erklärungsansatzes überzeugt 
hat. 

Köln, im August 1985 
Dietrich Kratzsch 
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Einleitung 

Grund und Ziele der Untersuchung 

1. Zum Anlaß der Untersuchung 

In dem seit Jahren geführten Streit um eine Rationalisierung des Strafverfah-
rens haben bislang Gesetzesentwürfe zur Verfahrensvereinfachung im Vorder-
grund gestanden, die einer zunehmenden Überlastung der Gerichte und Staats-
anwaltschaften entgegenwirken sollen l . Als "Ursachen" dieser Überlastung wer-
den überwiegend ,justizexterne" Vorgänge und Personen genannt l . Das Prozeß-
verhalten des Richters wurde als Reformgrund meist nur am Rande diskutiert2• 

Versteht man unter "Rationalisierung" nicht nur "Straffung", sondern im ur-
sprünglichen Wortsinne auch den "Ersatz überkommener durch zweckmäßigere 
und besser durchdachte Verfahren"3, so besteht durchaus Anlaß, das Verhalten 
des Richters mit in die Reformüberlegungen einzubeziehen. Zu den Handlungs-
bereichen, die (außerhalb des Strafprozeßrechts) in dieser Hinsicht dringend einer 
Überprüfung und darüber hinaus einer Revision bedürfen, gehört - wie in dieser 
Arbeit zu zeigen versucht wird - die richterliche Praxis der Auslegung von Strafge-
setzen. 

1.1. Dem Strafrichter ist bei der Anwendung von Strafgesetzen bekanntlich -
selbst im Geltungsbereich des Art. 103 Abs. 2 GG - die Entscheidung über die 
Festlegung der maßgebenden Bedeutung von zumeist mehrdeutigen Gesetzes-
worten überlassen. Dabei nimmt er eine Doppelfunktion wahr". Auf der einen 
Seite obliegt ihm die Entfaltung des "fertigen" Gesetzesinhalts. Zum anderen soll 
er das in aller Regel unvollständige Gesetz "zu Ende denken" ("Normkonkreti-
sierung"). 

In beiden Funktionen trifft der Richter Rechtsentscheidungen, die gewissen 
Rechtsanforderungen genügen müssen (Begründung, Offenlegung der entschei-
dungsrelevanten Wertungen und Maßstäbe USW.)5. Entsprechende Prüfungen 
machen deutlich, daß diese Minimalanforderungen des Rechts und der Rechts-
sicherheit in der Praxis der Obergerichte häufig unerfüllt bleiben. 

1 Vgl. Schroeder. NJW 1983, 137 ff.;Jescheck. DRiZ 1983,383 ff.;Böttcher. DRiZ1983, 127 
ff. jew. m. Nachw. 

2 Vgl. jed. Münchbach. DRiZ 1983, 132 f.; Achterberg. DVBI 1984,1093 m. Nachw.; Schulte. 
DVBI. 1984, 1113 ff. 

3 Vgl. Der Große Duden, Bd. 8, "Rationalisierung". 
4 Vgl. unten 3/3. 
5 Vgl. unten 1/2.12; 2.3. 
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Die Obersätze, die in den Judikaten verwendet werden, erscheinen in den Begründun-
gen oft unvermittelt und ohne nähere Rechtfertigung6• Nach Maßstäben sucht man in 
ihnen ebenso vergeblich wie nach den Wertungen und den Prämissen, auf die sich die 
Auslegungsergebnisse stützen. Für die Feststellung Schmidhäusers6, die Rechtsprechung 
neige zu Begründungsformen, die in der genannten Weise die richterliche Verantwortung 
in der Rechtsanwendung verschleiern, ließen sich zahlreiche Belege anführen. 

Auf diese und ähnliche Mängel in der Auslegungspraxis ist bereits wiederhole -
auch von Mitgliedern der höchsten GerichteS - hingewiesen worden. Die Kritik 
hat - wie die unten durchgeführten Entscheidungsanalysen zeigen (112.12; 2.2)-
bislang wenig bewirkt. Selbst dort, wo der Gesetzgeber zur Gewährleistung der 
Rechtssicherheit die Gesetzesformulierungen präzisiert hat (z.B. § 22 StGB), stellt 
sich überraschend schnell wieder jener "vorreformatorische" Zustand der 
. maßstablosen und höchst unbestimmten Festlegung des Gesetzesinhalts ein, die 
Anlaß zu der erwähnten Kritik gab9• 

1.2. Das angedeutete Dilemma legt die Frage nahe, ob die von der Straf-
rechts/ehre entwickelten Auslegungsmiuel nicht hinreichend Hilfestellung bieten, 
um diesem entgegenzuwirken. Die Dogmatik stellt dem Gesetzesanwender einen 
ganzen Satz von Auslegungsinstrumenten zur Verfügung, oie auf eine wissen-
schaftliche Förderung des Auslegungsvorgangs abzielen. Die "richtige" Form der 
Entscheidungsbegründung scheint danach nur eine Frage der Wahl bzw. des kon-
sequenten Einsatzes von an sich vorhandenen Einrichtungen der Normoptimie-
rung zu sein. Daß die Dinge "so und nicht anders liegen", kann jeooch ebenfalls 
nicht angenommen werden. Eine entsprechende Untersuchung spricht eher für 
das Gegenteil 10. 

Was die unterste Ebene der Gesetzesauslegung angeht, so gehört die Erfahrung, daß 
"die entgegengesetztesten Auffassungen zu ein und derselben Auslegungsfrage vertreten 
werden", so sehr zum Alltag der wissenschaftlichen Diskussion, daß sie von manchen als 
unabänderlich hingenommen wird 10. 

Auf der nächst höheren Wertungsstufe - der des Unrechtsbegriffs - ist der gegenwärtige 
Meinungsstand kaum minder uneinheitlich. Wesentliche Grundfragen wie die, ob sich 
Unrecht im Handlungsunwert erschöpft, was unter Erfolgsunwert zu verstehen ist, 
welcher Art die Wechselbeziehungen zwischen ihnen sind u.a., sind heftig umstritten 11. 

Auf beiden Wertungsebenen dürfte es der Rechtsprechung schwerfallen, allge-
meingültige Maßstäbe auszumachen, die der Entscheidung von strittigen Rechts-
fragen als Grundlage dienen können. Nicht anders sieht die Situation in der 
gegenwärtigen Aus/egungs/ehre aus. 

6 Vgl. hierzu sowie z. folg. Naucke, Engisch-Festschrift, S. 275 m. Nachw.; Hassemer, in: 
Einführung, S. 84 tT.; Schünemann, Bockelmann-Festschrift, S. 117 f., 132; Schmidhäuser, 
Henkel-Festschrift, S. 233 ff. sowie unten 1/2.12. 

7 Vgl. die obigen Nachweise. 
S Vgl. unten 1/1.12. a.E. 
9 Vgl. unten 1/2.1.; 2.2. 
10 Vgl. Blei. Strafrecht I, S. 29 f. sowie näher unten 1/3. 
11 Vgl. näher unten 2. Kap. 
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Daß der grammatischen. der logisch-systematischen und der historischen Auslegungs-
methode nur ein sehr begrenzter Aussagewert zuerkannt werden kann, wird kaum noch in 
Zweifel gezogen (3/l.-3.). Einen starken Bedeutungsverlust hat neuerdings auch die 
teleologische Methode erfahren. Die Zahl derer, die selbst dieser - von manchen als 
"Krone" des Auslegungsverfahrens gerühmten - Methode weitgehend die Aussagekraft 
absprechen, ist ständig im Wachsen begriffen l2 • Das Problem, mit welchen Kriterien die 
meist unbekannte ratio legis zu ermitteln ist, sei auf ihrer Grundlage nicht zu lösen, da sie 
keinerlei Maßstäbe benenne und ebenfalls auslegungsbedürftig seiH. 

Insgesamt gesehen ist jedenfalls für gewisse Teilbereiche des Strafrechts festzu-
stellen, daß die Rechtsprechung durch die Auslegungsmittel der Lehre nicht die 
Unterstützung erfahrt, deren sie zur Entscheidung problemträchtiger Fälle 
eigentlich bedarf. Die erwähnten Tendenzen zur Rechtsunsicherheit sind im 
übrigen in den Entscheidungsbegründungen der Gerichte zwar besonders aus-
geprägt. Sie sind jedoch kein Spezifikum der Rechtsprechung, sondern kenn-
zeichnen häufig auch das Erscheinungsbild der gegenwärtigen Auslegungspraxis 
in der Lehre, und zwar auf allen drei genannten Wertungsebenenl4• 

2. Rechtsgrund und Ziele der Untersuchung 

2.1. Kritik an dem derzeitigen Stand der Auslegungslehre, wie sie in den eben 
zitierten Stellungnahmen zum Ausdruck kommt, stellt bekanntlich keine Beson-
derheit des Strafrechts dar. In anderen Rechtsdisziplinen, in der allgemeinen 
Rechtstheorie l5 und in der modernen Hermeneutikl6 ist sie bereits seit längerem 
Gegenstand von zahlreichen Untersuchungen und z.T. heftigen Krontroversen l7 , 

an denen sich auch Strafrechtler beteiligt haben. Diese Diskussionen haben inzwi-
schen einen Punkt erreicht, an dem die Unzulänglichkeit und Erneuerungsbedürf-
tigkeit der herkömmlichen Auslegungsmethoden kaum noch in Frage gestellt 
wird. Außerordentlich umstritten ist, welche Konsequenzen aus dieser Einsicht 
abzuleiten sind. 

12 Vgl. näher unten 3/4.2.; 4.32. 
13 Vgl. Hassemer. in: Einführung, S. 84; Baumann. Strafrecht AT, S. 150 sowie unten 1/4.2. 
14 Vgl. Arthur Kaufmann. JZ 1975, 339 ff.; in: Einführung, S. 296 ff.; Schönke/Schröder/ 

Eser. § I Rdnr. 57 a; Schmidhäuser. Würtenberger-Festschrift' S. 94 ff.; Blei. AT, S. 29 f.; 
Schünemann. Bockelmann-Festschrift, S. 118 fT.; Gössel. Peters-Festschrift, S. 41 fT. u.a. sowie 
unten 1/3.4.; 2/6.1.; 3/4.4. 

15 Vgl. Kriele. Theorie der Rechtsgewinnung, S. 25 fT.; Esser. Vorverständnis und Methoden-
wahl, S. 7 ff.; Hassemer. Tatbestand und Typus; Larenz. Methodenlehre der Rechtswissen-
schaft, S. 143 ff. m. Nachw.; Zippelius. Einführung in die jurist. Methodenlehre, S. 16 fT.,59ff.; 
Canaris. Systemdenken und Systembegriff usw., S. 1 fT.; Haverkate. Gewißheitsverluste, S. 112 
fT.; R. Alexy. Theorie der juristischen Argumentation, S. 24 ff.; Schneider/Schroth. in: 
Einführung, S. 254 fT.; Schünemann. Klug-Festschrift I, S. 169 fT. u.a. 

16 Vgl. Hruschka. Das Verstehen von Rechtstexten, S. 29 ff.; Arthur Kaufmann. JZ 1975, 
S. 339 fT. m. Nachw., ders .• in: Einführung, S. 280; Schroth. in: Einführung, S. 188 ff. 

17 Vgl. etwa Kriele. Theorie, S. 315 ff., 331 ff.; Recht und praktische Vernunft, S. 141 f. FN 38 
einerseits, Larenz. Methodenlehre ... , S. 144 ff. andererseits. 
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